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Bonn, den 10. März 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf einer Verordnung PR Nr. 12/51 zur 
Verlängerung der Geltungsdauer der Verord- 
nung PR Nr. 79 50 zur Änderung von Preisen 
für Steinkohle, Stei'nkohlenkoks und Stein- 
kohlcnbriketts aus den Revieren Ruhr und 
Aachen vom 9. Dezember 1950 

nebst Begtür.diing mit der Bitte, cHe gemäß § 1 des Preisgesetzes 
vom 10. April 1948 (WiGBl. S. 27) / 3. Februar 1949 (WiGBl. S. 14) / 
2i. Januar 1950 (BGBl. S. 7) / 8. Juli 19.50 (BGBl. S. 274) / 25. Sep- 
tember 1950 (BGBl. S. 681) / 23. Dezember 2950 (BGBl. S. 824) 
eriordcrliciie Zusiiuiinuiig des Buiidcsiagcs itcibciZUiüluen. 

Federführend ist der Bundesminister für' "Wirtschaft. 

Der Verordn ungsentwurf ist heute gleichfalls dem Herrn Präsidenten 
des Deut ‘dien Bundc;:ratcs mit der Bitte übersandt worden, die Zu- 
stimmung des Bundesrates herbeizuführen. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckcrci Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden. Nietzschestraße 1 



Anlage 


Entwurf einer Verordnung PR Nr. 12/51 

zur Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung PR Nr. 79/50 zur 
Änderung von Preisen für Steinkohle, Steinkohlenkoks und Steinkohlen- 
briketts aus den Revieren Ruhr und Aachen vom 9. Dezember 1950 


Auf Grund des § 2 des Preisgesetzes vom 
10. April 1948 (WiGBl. S. 27) / 3. Februar 

1949 (WiGBl. S. 14) / 21. Januar 1950 (BGBl. 
S. 7) / 8. Juli 1950 (BGBl. S. 274) / 25. Sep- 
tember 1950 (BGBl. S. 681) / 23. Dezember 

1950 (BGBl. S. 824) wird mit Zustimmung 
des Bundestages und des Bundesrates ver- 
ordnet: 

§ 1 

§ 4 Satz 3 der Verordnung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft zur Änderung von 


Preisen für Steinkohle, Steinkohlenkoks und 
Steinkohlenbriketts aus den Revieren Ruhr 
und Aachen, PR Nr. 79/50, vom 9. Dezember 
1950 (Bundesanzeiger Nr. 241/1950 S. 1) 
wird aufgehoben. 

§ 2 

Die Verordnung tritt am 31. März 1951 
In Kraft. 


Begründung : 


Durch die Verordnung des Bundesministers 
für Wirtschaft zur Änderung von Preisen 
für Steinkohle, Steinkohlenkoks und Stein- 
kohlenbriketts aus den Revieren Ruhr und 
Äachen, PR Nr. 79/50, vom 9. Dezember 
1950 (Bundesanzeiger Nr. 241/50 S. 1) sind 
die Verkaufshöchstpreise ab Zeche mit Zu- 
stimmung des Bundestages und des Bundes- 
rates um im Durdischnitt DM 4,50 je Tonne 
erhöht worden. Maßgeblich für die An- 
hebung der Kohlenpreise waren: 

Leine lOVoIge Lohn- und Gehaltserhöhung 
Im Kohlenbergbau seit 1. November 1950, 
die sich nach den Berechnungen der Deut- 
schen Kohlenbergbau-Leitung kostenmäßig 
je Tonne verwertbarer Förderung mit 
DM 1,86 auswirkte; 

2. Maßnahmen zur Fördersteigerung seit 
November 1950, und zwar 

eine Regelmäßigkeitsprämie von 3 Vo 
für alle Untertagearbeiter, 

Zuschläge für Sonderschichten, 
deren kostenmäßige Auswirkung mit ins- 
gesamt DM 0,90 je Tonne verwertbarer 
Förderung errechnet wurde. 

Da nach den Vereinbarungen der Tarif- 
parteien im Kohlenbergbau die Zuschläge für 
die Sonderschichten und die Regelmäßigkeits- 
prämie bis zum 31. März 1951 befristet 


waren, wurde auch die Geltungsdauer der 
Verordnung bis zu diesem Zeitpunkt be- 
beschränkt. 

Die seit längerer Zeit sdiwebenden Verhand- 
lungen über wirtschafts- und sozialpolitlsdie 
Maßnahmen, insbesondere das Erfolgsanteil- 
system, die zu einer nachhaltigen Steigerung 
der Leistung undder Erhöhung der Förderung 
im Kohlenbergbau führen sollen und die im 
engen Zusammenhang mit dem von der 
Bundesregierung vorbereiteten Wirtschafts- 
programm stehen, werden bis zum 1. April 
1951 voraussichtlich nicht abgeschlossen wer- 
den können. Es ist deshalb notwendig, die 
Kohlenpreisverordnung vom 9. Dezember 
1950 über den 1. April hinaus zu verlängern. 
Die vorläufige Beibehaltung der bisherigen 
Kohlenpreise bis zu der beabsichtigten Neu- 
regelung erscheint gerechtfertigt. Seit De- 
zember 1950 ist eine wesentliche Steigerung 
der Materialkosten im Kohlenbergbau ein- 
getreten. Der Mehraufwand, der von 
der Deutschen Kohlenbergbau-Leitung mit 
DM 1,33 je Tonne verwertbarer Förderung 
errechnet wird, übersteigt auf jeden Fall die 
arbeitskostenmäßigen Mehrbelastungen, die 
aus der Bezahlung von Sonderschichten 
usw. herrühren und die anläßlich der Preis- 
festsetzung im Dezember 1950 mit DM 0,54 
je Tonne verwertbarer Förderung errechnet 
waren. 
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